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Offener Brief an die SPD-Landesvorsitzenden

Liebe Isabell, lieber Robin,

die SPD braucht ein klares Bekenntnis zu aktiver Friedenspolitik!

Die SPD befindet sich in einer dramatischen Abwärtsspirale. Während die AfD 
immer noch stärker wird und es sein kann, dass es möglicherweise eine erste 
AfD-Landesregierung geben wird, verlieren wir vor allem bei unseren 
Stammwählern, den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. In Baden-
Württemberg sind wir unter die Fünfprozent-Hürde gerutscht. Auch ist die 
Stimmung an der Basis unserer Partei am Boden, nicht zuletzt wegen der 
Abkehr von unserer früheren Friedenspolitik. Es besteht die Gefahr, dass wir im
Osten erstmals nicht in einem Landesparlament vertreten sein werden. Statt 
weiterem Sozialabbau wünschen sich unsere Mitglieder ein Ende der 
Aufrüstung und eine Rückkehr zu Diplomatie, statt 
konfrontationsverschärfender Aufrüstung. 

So wie viele in unserer Partei, befürchten Menschen im ganzen Land, wir 
könnten durch „ungeschicktes“ Agieren und Verharmlosung der derzeitigen 



Situation versehentlich in einen Krieg hineinschlittern. Und die Menschen 
haben recht. Die Lage ist ernst. Denn nach Angaben des amerikanischen 
Quincy-Institutes ist die russische Armee nicht mehr in der Lage, die 
Frontverluste durch Neurekrutierungen zu kompensieren. Täglich sterben 
Soldaten auf beiden Seiten der Front, die sich seit Monaten nicht mehr bewegt.
Gleichzeitig eskaliert der Krieg. Da beiden Seiten die Soldaten ausgehen, 
kommen verstärkt Raketen und Langstreckendrohnen zum Einsatz. Teile von 
Moskau und Kiew brennen. Die Energiewirtschaft beider Länder ist schwer 
beschädigt.  

Die Entfesselung des Krieges hat begonnen. 

Die Feststellung, dass Putins Überfall auf die Ukraine durch nichts 
gerechtfertigt werden kann, ist zwar richtig, löst aber kein einziges Problem.

Um die Katastrophe eines großen europäischen Krieges zu verhindern, der in 
einem nuklearen Inferno enden könnte, sind sofortige Verhandlungen, ohne 
Vorbedingungen, zwingend erforderlich. 

Diese können nur Aussicht auf Erfolg haben, wenn auch russische 
Sicherheitsinteressen berücksichtigt werden. Ob wir diese für legitim halten 
oder nicht, ist irrelevant, sie sind Realität. 

Dieser Krieg kann nicht mit rein militärischen Mitteln gewonnen werden. Ein 
„Weiter so“ mit immer härteren Waffen, die nun auch Moskau in Brand 
setzten, kann uns in einen europäischen Krieg führen, in welchem Deutschland 
das Epizentrum sein könnte. 

Die Aufrüstung Deutschlands zur größten Militärmacht Europas lehnen wir ab. 
Wir müssen uns auf Verteidigungsfähigkeit konzentrieren – nicht auf 
Angriffsfähigkeit. 

Der Kauf von F35 Kampfbombern und neuen Mittelstreckenraketen dient nicht 
der Verteidigungsfähigkeit, sondern befördert die russische Wahrnehmung, 
vom Westen bedroht zu werden. 

Aufrüstung ist volkswirtschaftlich schädlich. Jedes Unternehmen, das in 
Maschinen investiert, die dann nutzlos herzumstehen, ist nach kurzer Zeit 
pleite. Investitionen müssen reproduktiv sein. Panzer sind es nicht. Sie 
produzieren keine günstige Energie, Kasernen reparieren nicht unsere Brücken 
und amerikanische F35 Kampfbomber bringen uns nicht weiter in Forschung 
und Entwicklung. 

Diese Rüstungsausgaben sind volkswirtschaftlich ein Desaster, schaffen einen 
neuen Militärisch-Industriellen Komplex, der dann gefüttert werden muss und 
werfen uns als erfolgreiche Industrienation noch weiter zurück. Das gilt auch 



dann, wenn darauf spekuliert wird, diese Rüstungsgüter zu verkaufen, denn sie 
zerstören in den Abnahmeländern Kaufkraft, da auch dort 
Reproduktionskreisläufe unterbrochen werden. 

Die massive Aufrüstung geht einher mit Sozialabbau. Die Financial Times 
brachte diese Politik auf den Punkt: „Europa muss seinen Wohlfahrtsstaat 
kürzen, um einen Kriegsstaat aufzubauen“. 

Sozialabbau zugunsten der Aufrüstung lehnen wir ab. Schon heute sind die 
Rentenleistungen in Deutschland deutlich unter dem OECD-Durchschnitt, 
Kinderarmut ist überdurchschnittlich, Bildungserfolge unterdurchschnittlich 
und im Kindeswohlranking der UNICEF landet Deutschland von 37 untersuchten
Ländern abgeschlagen auf Platz 25. 

Der Glaube, Russland besiegen zu können, grenzt an pathologisches 
Wunschdenken. Die mit deutscher Technik durchgeführten Drohnenschläge 
gegen den russischen Energiesektor schaffen nur eines: Eine weitere Eskalation.
Russland wird härter zurückschlagen. Noch sind die Eisenbahnlinien nach Kiew 
intakt. Noch sind die Verkehrswege in der Ukraine keinem Dauerbeschuss 
ausgesetzt. Das wird sich ändern. Zu glauben, dass Russland keine 
Möglichkeiten hat, unterhalb der Nuklearschwelle seine Angriffe zu steigern, ist
Realitätsverweigerung. 

Wenn uns nichts Besseres einfällt, als auf Angriffe mit noch stärkeren 
Gegenschlägen zu reagieren, landen wir zwingend in einem Krieg, der außer 
Kontrolle gerät. 

Das ausschließliche Setzen auf militärischen Druck gegenüber Moskau hilft der 
Ukraine nicht. Im Gegenteil. Die Konsequenz der Waffenlogik ist Tod und 
Zerstörung. Wollen wir die Ukraine verteidigen bis zum letzten Ukrainer? 

Wie oft wollen wir noch Chancen auf eine Verhandlungslösung verspielen? 

Seit Jahren hören wir, man könne erst verhandeln, wenn die Ukraine die 
militärische Oberhand erlangt hätte. Sobald es den Anschein hat, als wäre dies 
der Fall, heißt es, jetzt doch nicht, wo die Ukraine dabei sei zu gewinnen. 

Diese Eskalationsspirale muss gestoppt werden. Das ausschließliche Setzen auf 
militärischen Druck, widerspricht dem Friedensgebot des Grundgesetzes und 
dem, was Papst Leo vor kurzem so formuliert hat: „Man darf eine Aufrüstung, 
die Spannungen und Unsicherheiten vergrößert, Investitionen in Bildung und 
Gesundheit schmälert, das Vertrauen in die Bildung widerlegt und Eliten 
bereichert, denen das Gemeinwohl gleichgültig ist, nicht Verteidigung nennen“



In diesem Sinne fordern wir, dich, liebe Isabel und dich, lieber Robin dazu auf, 
euch bei unserem Parteivorstand in Berlin für einen Strategiewechsel der 
bisherigen Außen- und Verteidigungspolitik einzusetzen!

Wir fordern diplomatisches Engagement! 

Wir fordern eine sofortige Verhandlungsinitative!

Ismayil Arslan, Ulrich Bausch, Christoph Bayer, Wolfgang Däubler, Reinhard 
Glatzel, Gernot Gruber, Gislind Gruber-Seibold, Rita Haller-Haid, Alfred Huber, 
Susanne Huber, Hilde Mattheis, Thomas Puchan, Holger Rothbauer, Marlene 
Rupprecht, Andreas Stiegele


